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Infoschreiben Nr. 22 
Köln, im Mai 2015 

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr, 

seit dem 01.01.2015 dürfen wir als neuer Vorstand die erfolgreiche Stiftungsarbeit der 

vergangenen Jahre fortführen.  

Wir, das sind Frau Marlene Rupprecht (Vorsitzende) und Frau Margit Hudelmaier, freuen 

uns sehr über die übernommene Aufgabe und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 

Ihnen. 

Auch der Stiftungsrat besteht seit dem 01.01.2015 in neuer Besetzung. Die Mitglieder 

entnehmen Sie bitte der beigefügten Übersicht.  

Gerne berichten wir über die aktuellen Neuigkeiten und wichtigsten Ereignisse: 

Stand „Grünenthal-Akten“ 
Die Sichtung des Aktenmaterials durch die beauftragte Anwaltskanzlei ist fast abge-

schlossen. Der nächste Schritt wird der Abgleich des Aktenmaterials mit den in der Ge-

schäftsstelle der Conterganstiftung vorgehaltenen Unterlagen sein. Nur durch einen Ab-

gleich lässt sich eine zuverlässige Aussage darüber treffen, ob es sich bei dem Aktenma-

terial um Kopien von Dokumenten handelt, die der Conterganstiftung bereits vorliegen 
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oder ob es sich um unbekannte Dokumente handelt. Der Abgleich des Aktenmaterials soll 

schnellstmöglich abgeschlossen werden. Ziel ist, dass Sie gegen Mitte des Jahres Nach-

richt erhalten, ob Unterlagen Ihre Person betreffend gefunden wurden oder nicht. Kopien 

dieser Unterlagen werden wir Ihnen zur Verfügung stellen.  

Die durch die Conterganstiftung beauftragte Anwaltskanzlei ist zudem mit der Aufklärung 

des Sachverhaltes rund um die „Grünenthal-Akten“ befasst. Hierzu wurden unter Ande-

rem umfangreiche Fragenkataloge an die Firma Grünenthal und weitere möglicherweise 

involvierte Personen gerichtet. Auf der Grundlage des ermittelten Sachverhaltes werden 

sodann die notwendigen Schritte der Conterganstiftung festgelegt werden.  

Über die weiteren Entwicklungen halten wir Sie auf dem Laufenden. 

Internetportal 
Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu können, dass Ende 2014 der Zuschlag im Vergabever-

fahren zum Projekt „Internetportal“ erteilt wurde. Die Erstellung des elektronisch gestütz-

ten Informations- und Beratungsnetzwerks rund um das Thema Contergan konnte damit 

beginnen. Die Freischaltung des Netzwerkes ist für das Jahr 2015 geplant.  

Das Internetportal soll Anlaufstelle für contergan- bzw. thalidomidgeschädigte Menschen 

sein, die sich schnell und umfassend über gesetzliche Leistungen, Dienstleistungen sowie 

Zuständigkeiten der Behörden und Einrichtungen informieren wollen. Es soll zudem den 

Informationsaustausch unter den Betroffenen verbessern, den Wissenstransfer unter den 

Experten befördern und Forschungs- und sonstige Informationen schnell bereitstellen.  

Zu diesem Zwecke bitten wir Sie, der Geschäftsstelle Kontaktdaten von Einrichtungen, 

Ärzten und Pflegediensten, die eine besondere Kompetenz im Bereich „Contergan“ auf-

weisen, mitzuteilen.  

Um den Erfahrungsaustausch unter den Betroffenen zu fördern, bieten wir Ihnen an, uns 

Informationen zu Hilfsmitteln, die Sie im Alltag einsetzen, zu übersenden. 

Wichtig ist dabei, von Ihnen zu erfahren, was diese Hilfsmittel kosten, wo sie erworben 

werden können und ob Sie für Nachfragen der Betroffenen als Ansprechpartner zur Ver-

fügung stehen. 

Gerne würden wir Ihren Vorschlag im Internetportal veröffentlichen. Alternativ können 

auch Anfragen Interessierter über die Geschäftsstelle an Sie weitergeleitet werden. 
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Die jeweilige Mitteilung können Sie uns schriftlich an die im Briefkopf genannte Adresse 

oder an unsere Mailadresse geschaeftsstelle@contergan.bund.de senden. 

Die Arbeit der beauftragten Firma wird durch einen Redaktionsbeirat begleitet. Der Re-

daktionsbeirat besteht unter anderem aus Experten aus den Bereichen Journalismus, 

Medizin und Recht, aus Vertretern aus dem Kreise der Betroffenen sowie der Stiftung.  

Leichte Sprache 
Infoschreiben / Bescheid 
Alle Infoschreiben der Conterganstiftung werden an die Leistungsempfänger in Deutsch-

land seit Juni 2014 auch in Leichter Sprache versandt und auf der Homepage der Con-

terganstiftung hinterlegt. Die Stiftung kommt damit den Anforderungen des Behinderten-

gleichstellungsgesetzes (BGG) nach. 

Wir freuen uns Ihnen mitteilen zu können, dass Sie nun ebenfalls die Möglichkeit haben, 

Ihren Bescheid in Leichter Sprache zu erhalten. Bei Interesse melden Sie sich gerne bei 

der Geschäftsstelle. 

Internetauftritt Gebärdensprache  
Seit Mitte September 2014 präsentiert sich die Conterganstiftung mit einer neu gestalte-

ten Internetpräsenz. Hervorzuheben ist neben der Neustrukturierung der Navigation zum 

einen die Rubrik „Aktuelles“, im Rahmen derer Sie zeitnah über sämtliche Neuigkeiten in-

formiert werden. Zum anderen finden Sie viele Informationen wie Anträge, Merkblätter 

und Infoschreiben neben der deutschen Sprache auch in anderen Sprachen.  

Darüber hinaus ist die Internetseite nun auch in Gebärdensprache und in leichter Sprache 

abrufbar.  

Spezifische Bedarfe 
Die Geschäftsstelle der Conterganstiftung hat in den vergangenen Monaten viele Fragen 

rund um das Thema „Spezifische Bedarfe“ beantwortet. Wir haben die von Ihnen am häu-

figsten angesprochenen Themen aufgegriffen und in aller Kürze dargestellt: 

Sofern Sie einen (teilweisen) Bewilligungsbescheid der Conterganstiftung erhalten haben, 

bieten sich Ihnen zwei Möglichkeiten. Entweder Sie übersenden der Conterganstiftung die 

Originalrechnung und diese überweist den Rechnungsbetrag an den Rechnungssteller 
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oder Sie gehen zunächst in Vorleistung und übersenden der Conterganstiftung einen ent-

sprechenden Zahlungsnachweis (Quittung oder Kontoauszug). Die Conterganstiftung er-

stattet Ihnen dann den Rechnungsbetrag auf das von Ihnen gewünschte Konto. 

Die bewilligte Leistung wird grundsätzlich auf das Jahr angerechnet, in welchem die An-

tragsunterlagen vollständig bei der Conterganstiftung eingegangen sind.  

Privatärztliche Verordnungen sowie Bescheinigungen können nur bei den Anträgen ak-

zeptiert werden, bei denen kein Leistungsanspruch gegenüber einem Rehabilitationsträ-

ger besteht.  

Eine generelle Akzeptanz privatärztlicher Verordnungen und Bescheinigungen würde da-

zu führen, dass die Stiftung vorrangige Regressansprüche nicht geltend machen könnte. 

Bitte haben Sie trotz des unter Umständen erhöhten formellen Aufwands Verständnis.  

Es geschieht zu Ihren Gunsten: Es schont Ihren pro Jahr zur Verfügung stehenden ma-

ximalen Erstattungsbetrag. 

Der offenkundige Bedarf der behinderungsgerechten Umbaumaßnahmen ist derzeit nicht 

vom Leistungskatalog der spezifischen Bedarfe gedeckt. Dieses Thema wird Gegenstand 

der in diesem Jahr anstehenden Evaluation sein.  

Wir möchten Sie jedoch darauf hinweisen, dass eine Kostenübernahme durch den Träger 

der Eingliederungshilfe grundsätzlich möglich ist und empfehlen eine entsprechende An-

tragstellung.  

Bei Fragen zu dieser Thematik hilft Ihnen die Geschäftsstelle gerne weiter. 

Merkblatt für Ärzte und Zahnärzte 
Um das Antragsverfahren sowie das Leistungsspektrum der spezifischen Bedarfe inner-

halb der Ärzte- und Zahnärztegemeinschaft publik zu machen, wurde sowohl ein Merk-

blatt für die Ärzte als auch ein solches für die Zahnärzte verfasst. Die Merkblätter wurden 

im vergangenen Jahr an die Kassenärztliche sowie an die Kassenzahnärztliche Bundes-

vereinigung übermittelt, die diese wiederum an ihre Mitglieder weitergeleitet haben.  

Die tägliche Arbeit zeigt uns, dass nach wie vor Informationsbedarf besteht. Die in 

Deutschland lebenden Leistungsempfänger finden daher diese beiden Merkblätter noch 

einmal zu Ihrer Information und Weitergabe an Ihre behandelnden Mediziner im Anhang. 

Gerne können Sie die Merkblätter auch als PDF-Dokument auf unserer Internetseite her-

unterladen: https://www.conterganstiftung.de/service/merkblaetter.html 
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Heilmittel-Richtlinie 
Ihren Berichten zufolge kommt es nach wie vor zu Umsetzungsschwierigkeiten bei der 

Anwendung des § 8 Absatz 5 der Heilmittel-Richtlinie. Aus diesem Grund weisen wir 

nochmals daraufhin, dass die Conterganschädigungen Bestand der „Liste über Diagno-

sen mit langfristigem Heilmittelbedarf“ sind. Ihre behandelnde Ärztin beziehungsweise Ihr 

behandelnder Arzt kann daher im Rahmen des genehmigten langfristigen Heilmittelbe-

darfs Heilmittel entsprechend der Heilmittel-Richtlinie verordnen, ohne dass diese Ge-

genstand von Wirtschaftlichkeitsprüfungen sind.  

Zu Ihrer Information und Weitergabe haben wir das Merkblatt sowie die Anlage „Liste 

über Diagnosen mit langfristigem Heilmittelbedarf“ zu langfristigen Genehmigungsverfah-

ren des Spitzenverbands der Gesetzlichen Krankenkassen und den Kassenärztlichen 

Vereinigungen für die in Deutschland lebenden Leistungsempfänger als Anhang zu die-

sem Rundschreiben beigefügt. Das Merkblatt sowie die Anlage können auch herunterge-

laden werden: https://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/1595/ 

 

Sachstand Gefäßstudie 
Nachdem der Workshop „Studie zur Prüfung möglicher vorgeburtlicher Schäden des Ge-

fäßsystems nach der Einnahme von Contergan in der Schwangerschaft“ im Oktober 2013 

zu dem Ergebnis kam, zunächst keine Gefäßstudie durchzuführen, sondern allen interes-

sierten Betroffenen eine Untersuchung der Gefäße sowie des Augenhintergrundes oder 

der Knochendichte auf freiwilliger Basis zu ermöglichen, greifen wir nun das Thema „Ge-

fäßstudie“ wieder auf. Als einen ersten Schritt wird es im Mai eine Gesprächsrunde mit 

Experten, aber auch mit Vertretern des BMFSFJ sowie den Berichterstattern aller Frakti-

onen geben. Ziel des Gespräches wird es sein, Fakten zu dem Thema „Gefäße“ bei con-

tergangeschädigten Menschen zusammenzutragen und die Machbarkeit einer Studie ge-

nau zu erörtern. Chancen und Risiken sollen erarbeitet und das weitere Vorgehen sorgfäl-

tig abgewogen werden. Wir als Vorstand erachten es als absolut wichtig, das Thema „Ge-

fäßstudie“ mit hoher Priorität im Sinne der Betroffenen zu verfolgen. 
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Meldung von Todesfällen und Todesursachen  
Erlauben Sie uns bitte, dass wir uns heute mit einem seit Langem heiklen Thema an Sie 

beziehungsweise an Ihre Angehörigen wenden. Denn nur Sie können uns helfen, uns der 

Problematik zu nähern. 

Zur Erinnerung: Der wissenschaftlichen Studie „Wiederholt durchzuführende Befragungen 

zu Problemen, speziellen Bedarfen und Versorgungsdefiziten in Deutschland lebender 

contergangeschädigter Menschen“ war zu entnehmen, dass die Todesursache möglich-

erweise im Zusammenhang mit der Behinderung stehen könnte. 

Um Rückschlüsse auf eventuell bestehende Gesundheitsrisiken der Gesamtgruppe der 

durch Contergan geschädigten Menschen ableiten zu können, wäre es von enormer 

Wichtigkeit, der Geschäftsstelle die festgestellte Todesursache mitzuteilen.  

Selbstverständlich liegt diese Entscheidung in Ihrem und im Ermessen Ihrer Angehörigen. 

Wir werden diese Information vertraulich und datenschutzrechtlich korrekt behandeln. 

Lobbyarbeit der Stiftung 
Kontakt zu Interessenvertretungen 
Am 21.03.2015 fand eine Mitgliederversammlung des Bundesverbandes Contergange-

schädigter e.V. in Düsseldorf statt. Der Vorstand hat dort über die spezifischen Bedarfe, 

aber auch über statistische Zahlen zu Neuanträgen und Revisionsanträgen berichtet so-

wie Fragen der Betroffenen beantwortet. 

Mit Vertretern anderer Verbände und Gruppierungen führte Frau Rupprecht verschiedene 

Telefonate. Hier ging es um ähnliche Themen wie bei der Mitgliederversammlung des 

Bundesverbandes. 

Politische Lobbyarbeit im Familienausschuss 
Am 25.03.2015 fand eine Sitzung des Familienausschusses in Berlin statt, an der der 

Vorstand sowie die Leiterin der Geschäftsstelle teilgenommen haben. Die Vorstandsvor-

sitzende hat im Ausschuss über die Aufgaben und die Arbeit der Stiftung berichtet und ei-

nen umfassenden Überblick über den Sachstand der spezifischen Bedarfe gegeben. 

Thematisiert wurde unter anderem die teilweise bestehende Differenz zwischen beantrag-

ten und bewilligten Leistungen. Es wurde deutlich gemacht, dass die gesetzlichen Vorga-

ben bei der Bescheidung unumgänglich sind, diese jedoch so weit wie möglich zugunsten 

der Betroffenen ausgelegt werden. Zudem wurde klargestellt, dass diejenigen Bedarfe, 

die derzeit nicht im Rahmen der Conterganschadensrichtlinien erstattungsfähig sind, wie 
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beispielsweise behindertengerechte Umbaumaßnahmen, Gegenstand der in diesem Jahr 

anstehenden Evaluation sind. Im Anschluss wurden die von den Betroffenen an die Be-

richterstatter der einzelnen Fraktionen herangetragen Fragen beantwortet. 

Politische Lobbyarbeit bei der Staatssekretärin Frau Caren Marks 
Bei einem ebenfalls am 25.03.2015 stattgefundenen Termin bei der Parlamentarischen 

Staatssekretärin Frau Caren Marks wurde der ehemalige Vorstand der Conterganstiftung 

verabschiedet und wir als neue Vorstandsmitglieder begrüßt.  

Diese Gelegenheit wurde genutzt, um Frau Marks über die aktuellen Themen und Anlie-

gen der Betroffenen zu informieren. Die Parlamentarische Staatssekretärin zeigte sich 

sehr interessiert.   

Wir wünschen Ihnen eine schöne Frühlingszeit. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Der Stiftungsrat – 12. Amtszeit 

Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder 

Christoph Linzbach Dr. Sven-Olaf Obst 
  
Bundesministerium für Familie, Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend Senioren, Frauen und Jugend 

  
Vorsitzender des Stiftungsrates Stellvertretender Vorsitzender 

des Stiftungsrates 

  
Dr. Petra Sartor Petra Spätling-Fichtner 

  
Bundesministerium für Arbeit Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und Soziales 

  
Andreas Meyer Udo Herterich 

  
aus dem Kreis der Leistungsempfänger aus dem Kreis der Leistungsempfänger und 
und -empfängerinnen gewähltes -empfängerinnen gewähltes 
Stiftungsratsmitglied stellvertretendes Stiftungsratsmitglied 

  
Christian Stürmer Barbara Bettina Ehrt 

  
aus dem Kreis der Leistungsempfänger aus dem Kreis der Leistungsempfänger und 
und -empfängerinnen gewähltes -empfängerinnen gewähltes 
Stiftungsratsmitglied stellvertretendes Stiftungsratsmitglied 

  
Rita Wahlen Elisabeth Wölky 

  
Bundesministerium der Finanzen Bundesministerium der Finanzen 
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 Informationen für Ärzte und Ärztinnen zur Gewährung         
von Leistungen für spezifische Bedarfe von 

contergangeschädigten Menschen 

Seit dem 01.08.2013 gibt es für contergangeschädigte Menschen die Möglichkeit, 

Kosten für Rehamaßnahmen, Heil- und Hilfsmittel sowie zahn- und 

kieferchirurgische Behandlungen erstattet zu bekommen, auch wenn sie über die 

Leistungen der entsprechenden Kostenträger - insbesondere der gesetzlichen 

Krankenkassen - hinausgehen. 

Diese gesetzliche Änderung trägt dem Umstand Rechnung, dass die 

Lebenssituation der contergangeschädigten Menschen durch die sehr 

schmerzhaften Auswirkungen ihrer Behinderung mit Folge- und Spätschäden 

geprägt ist. Durch eine hohe individuelle Kompensation ist es bereits zu 

folgenschweren Abnutzungserscheinungen und Veränderungen des 

Bewegungsapparates gekommen. Die Verluste von Fähigkeiten und Fertigkeiten 

haben sich in den letzten Jahren stark beschleunigt. Der körperliche 

Allgemeinzustand der inzwischen über 50jährigen Betroffenen entspricht jenem 

von 70-80-Jährigen in der Gesamtbevölkerung.  

Durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel zur Deckung spezifischer Bedarfe der 

Betroffenen kann über die Leistungen der Kostenträger hinaus individuelle 

Unterstützung im konkreten Einzelfall gewährt werden. Dies bedeutet, dass die 

Conterganstiftung in den genannten Bereichen Kosten für diejenigen 

medizinischen Bedarfe übernehmen kann, die von den Kostenträgern 

grundsätzlich nicht oder nicht vollständig übernommen werden.  

Übernahmefähig sind die Kosten für ganz unterschiedliche Leistungen. Eine 

beispielhafte Aufzählung können Sie dem beigefügten Auszug aus den Richtlinien 

zum Conterganstiftungsgesetz - § 14 - entnehmen. Die Aufzählung innerhalb der 

genannten Bedarfsgruppen ist nicht abschließend. Entscheidend ist, dass die 

Leistung auf den individuellen conterganbedingten Bedarf der oder des 

Betroffenen abgestimmt ist. 

Da die Kostentragungspflicht der Conterganstiftung nachrangig ist, wird der Antrag 

auf Kostenerstattung von den Betroffenen zunächst beim zuständigen 

Kostenträger gestellt. Soweit die oder der Betroffene zugestimmt hat, leitet der 
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Kostenträger im Falle der teilweisen oder vollständigen Ablehnung die Unterlagen 

an die Conterganstiftung weiter. Voraussetzung für die Kostenerstattung durch die 

Stiftung ist neben dem Ablehnungsbescheid des Kostenträgers und weiteren 

Antragsunterlagen eine von der Conterganstiftung anerkannte 

Conterganschädigung mit mindestens 10 Schadenspunkten sowie eine 

entsprechende ärztliche Verordnung oder Bescheinigung. Für die ärztliche 

Verordnung oder Bescheinigung ist es wichtig, dass hieraus hervorgeht, dass die 

oder der Betroffene den jeweiligen medizinischen Bedarf aufgrund ihrer oder 

seiner Conterganschädigung benötigt. 

 

Neben diesen Leistungen unmittelbar an contergangeschädigte Menschen können 

auch Arztpraxen und Kliniken für die Förderung und Verbesserung medizinischer 

Behandlung contergangeschädigter Menschen maximal 5.000,-- Euro pro Jahr 

erhalten, wenn absehbar ist, dass die zur Verfügung stehenden Mittel nicht 

vollständig unmittelbar für die Behandlung contergangeschädigter Menschen 

ausgegeben werden und sofern der Bedarf glaubhaft gemacht wird. Für die 

„Glaubhaftmachung“ benötigt die Conterganstiftung einen kurzen Bericht darüber, 

dass und wie viele contergangeschädigte Menschen in der jeweiligen Praxis 

behandelt werden, worin der Mehraufwand besteht und deshalb die Maßnahmen 

notwendig sind. Ein entsprechender Antrag mit Benennung der konkreten 

Maßnahme ist zu richten an die 

Conterganstiftung für behinderte Menschen 
- Geschäftsstelle - 

Sibille-Hartmann-Str. 2 – 8 
50969 Köln 

 
oder als E-Mail an geschaeftsstelle@contergan.bund.de. 

 
Bei Rückfragen können Sie sich gerne in der Zeit von 7:30 Uhr bis 16:00 Uhr an 

die Geschäftsstelle wenden. 

Sie erreichen uns unter der Telefonnummer: +49 (0)221 3673-3673. 

Gerne können Sie sich auch auf unserer Homepage www.conterganstiftung.de 

über die Conterganstiftung für behinderte Menschen informieren. 
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Conterganschadensrichtlinien (Auszug) 

                                                             § 14 

                                 Leistungskatalog für spezifische Bedarfe 

 

Soweit die Leistungen nicht oder nicht in voller Höhe von anderen Kostenträgern 

übernommen werden, werden Leistungen insbesondere für folgende medizinischen 

Bedarfe gewährt: 

 

1. Rehabilitationsleistungen:  

insbesondere ambulante und stationäre Kuraufenthalte in geeigneten Vorsorge- und 

Rehabilitationseinrichtungen sowie die Mitnahme einer notwendigen Begleitperson und 

deren Verdienstausfall bis zur Höhe der für ehrenamtliche Richter gemäß § 18 Satz 1 

JVEG gewährten Entschädigung für Verdienstausfall. 

 

2. Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln: 

Heilmittel insbesondere zur Aufrechterhaltung der Beweglichkeit und zur Linderung von 

Schmerzen wie zum Beispiel Maßnahmen der Physiotherapie, Lymphdrainage und 

manuellen Therapie oder Ergotherapie, um eine optimale Versorgung zu gewährleisten; 

weitere Behandlungen wie zum Beispiel Osteopathie und Akupressur. 

Hilfsmittel, insbesondere an die spezifische Art der Schädigung angepasste 

Mobilitätshilfen auf dem technisch neuesten Stand; Therapieräder, Sehhilfen und 

Mehrbedarfe bei Hörgeräten. 

 

3. Zahnärztliche, kieferchirurgische und kieferorthopädische Versorgung: 

insbesondere Versorgung mit festsitzendem Zahnersatz sowie implantologischen 

Leistungen einschließlich Suprakonstruktionen und Maßnahmen der professionellen 

Zahnreinigung.  

 

4. Förderung und Verbesserung der medizinischen Behandlung der Berechtigten in 

Arztpraxen und Kliniken oder zur Spezialisierung von Pflegediensten soweit im jeweils 

laufenden Jahr absehbar ist, dass die Mittel von 30 Millionen Euro nicht für 

Individualmaßnahmen unmittelbar zugunsten der Berechtigten ausgeschöpft werden und 

sofern der Bedarf glaubhaft gemacht wird. Der Höchstbetrag für diese Leistungen beträgt 

5.000 Euro pro antragstellende Arztpraxis, Klinik oder pro Pflegedienst je Jahr. 
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Informationen für Zahnärzte  zur Erstattung von 

Zahnbehandlungskosten bei  contergangeschädigten
  

Menschen
  

Menschen, die durch Contergan an ihren Armen und Händen geschädigt sind,   

nutzen ihre Zähne und ihr Gebiss im Alltag häufiger und anders  als  nicht  

geschädigte Menschen, da die Zähne nicht  nur zum Kauen sondern auch zur  

Bewältigung v on Alltagstätigkeiten dienen müssen.  Diese ho he Bean

spruchung v erursacht oftmals  besondere Verschleißerscheinungen und 

sonstige Schäden. Zudem ist  es den Betroffenen aufgrund der Schädigung  

der oberen Extremitäten oftmals  nicht  möglich, eigenständig eine  

ausreichende Mundhygiene durchzuführen.  Trotz der besonderen Umstände 

werden notwendige ärztliche und zahnärztliche Eingriffe oder  Versorgungen 

nicht oder nur teilweise von dem Leistungskatalog der jeweiligen 

Kostenträger, in der Hauptsache der gesetzlichen Krankenkassen,  erfasst.  

Seit dem 01.08.2013 gibt es  die Möglichkeit  für contergangeschädigte 

Menschen, dass  für sie notwendige zahnärztliche, kieferchirurgische und 

kieferorthopädische Versorgungen erstattet werden, auch wenn sie  über die 

Leistungen der jeweiligen Kostenträger hinausgehen (§ 14 Nr.  3 

Conterganschadensrichtlinien).  Voraussetzung dafür ist eine von der  

Conterganstiftung anerkannte Conterganschädigung der  oberen Extremitäten  

oder des Kiefers und neben weiteren Unterlagen eine entsprechende 

ärztliche/ zahnärztliche Verordnung oder eine Behandlungsplanung/  Heil- und 

Kostenplan.  

Dabei ist  - wie auch bei den anderen Leistungen zur Deckung spezifischer  

Bedarfe - die Kostentragungspflicht der Conterganstiftung nachrangig. Das  

heißt, die Conterganstiftung kann nur dann Leistungen übernehmen, wenn 

der jeweilige Kostenträger  die Leistung nicht  oder nicht vollständig  übernimmt.   

-
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Unabhängig von der Erstattung von Leistungen unmittelbar an contergan

geschädigte Menschen können auch Arztpraxen, Zahnarztpraxen oder  

Kliniken für die Förderung und Verbesserung des  medizinischen 

Behandlungsumfeldes für  contergangeschädigte Menschen  maximal 5.000,-- 

Euro pro Jahr  erhalten,  wenn absehbar ist, dass die zur Verfügung stehenden 

Mittel nicht vollständig unmittelbar  für die Behandlung contergangeschädigter  

Menschen ausgegeben werden und sofern der Bedarf glaubhaft gemacht wird 

(vgl. § 14 Nr. 4 der Richtlinien zum Conterganstiftungsgesetz). Für die 

„Glaubhaftmachung“ benötigt die Conterganstiftung einen kurzen Bericht  

darüber, dass contergangeschädigte Menschen in der jeweiligen Praxis  

behandelt werden und deshalb die Maßnahmen notwendig sind.  Ein  

entsprechender  Antrag der Arzt- und  Zahnarztpraxen und Kliniken mit  

Benennung der konkreten Maßnahme ist zu richten an die  

Conterganstiftung für behinderte Menschen 
 
- Geschäftsstelle   

Sibille-Hartmann-Str. 2  –  8 
 
50969 Köln 
 

-

-

oder  als E-Mail an geschaeftsstelle@contergan.bund.de.  

Bei Rückfragen können Sie sich gerne in der  Zeit von 7:30 Uhr bis  16:00 Uhr  

an die Geschäftsstelle wenden.  

Sie erreichen uns unter der Telefonnummer:  +49 (0)221 3673-3673.  

Gerne können Sie sich auch auf unserer Homepage 

www.conterganstiftung.de  über die Conterganstiftung für behinderte 

Menschen informieren.  

http:www.conterganstiftung.de
mailto:geschaeftsstelle@contergan.bund.de
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                                       § 14 Conterganschadensrichtlinien 
             Leistungskatalog für spezifische Bedarfe         

 

Soweit die Leistungen  nicht oder nicht in voller Höhe von anderen Kostenträgern 

übernommen werden,  werden Leistungen insbesondere  für  folgende medizinischen 

Bedarfe gewährt:  

 

1. Rehabilitationsleistungen:  

insbesondere ambulante und stationäre Kuraufenthalte in geeigneten Vorsorge- und 

Rehabilitationseinrichtungen sowie die Mitnahme einer notwendigen Begleitperson 

und deren Verdienstausfall bis zur Höhe der  für ehrenamtliche Richter gemäß  § 18 

Satz 1 JVEG gewährten Entschädigung für Verdienstausfall.  

 

2. Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln: 

Heilmittel insbesondere zur Aufrechterhaltung der Beweglichkeit und zur Linderung  

von Schmerzen wie zum Beispiel Maßnahmen der  Physiotherapie,  Lymphdrainage 

und manuellen Therapie oder Ergotherapie,  um eine optimale Versorgung z u 

gewährleisten; weitere Behandlungen wie zum Beispiel Osteopathie und Akupressur.  

Hilfsmittel, insbesondere an die spezifische Art der Schädigung angepasste 

Mobilitätshilfen auf dem technisch neuesten Stand; Therapieräder, Sehhilfen und  

Mehrbedarfe bei  Hörgeräten.  

 

3. Zahnärztliche, kieferchirurgische und kieferorthopädische Versorgung: 

insbesondere Versorgung mit  festsitzendem  Zahnersatz sowie implantologischen 

Leistungen einschließlich Suprakonstruktionen und Maßnahmen der professionellen 

Zahnreinigung.   

 

4. Förderung und Verbesserung der medizinischen Behandlung der Berechtigten in

Arztpraxen und Kliniken oder zur Spezialisierung von Pflegediensten soweit im  

jeweils laufenden Jahr  absehbar ist, dass die Mittel von 30 Millionen Euro nicht  für  

Individualmaßnahmen unmittelbar  zugunsten der  Berechtigten ausgeschöpft  werden 

und sofern der  Bedarf  glaubhaft gemacht wird. Der Höchstbetrag für diese 

Leistungen beträgt 5.000 Euro pro antragstellende Arztpraxis, Klinik oder pro 

Pflegedienst je Jahr.  



Merkblatt1 

Genehmigung langfristiger Heilmittelbehandlungen 
nach § 32 Abs. 1a SGB V in Verbindung mit  
§ 8 Abs. 5 Heilmittel-Richtlinie
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B. Hintergrund und Zweck der Regelung ........................................................................................................... 1 
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D. Antragsverfahren und Genehmigung ............................................................................................................ 2 

A. Einführung 

Zum 1. Juli 2011 ist eine neue Fassung der Heilmittel-Richtlinie (HeilM-RL) des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA) in Kraft getreten. Der darin geschaffene § 8 Abs. 5 HeilM-RL soll die Versorgung mit Phy-
sikalischer Therapie, Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie sowie Ergotherapie für Patientinnen und Patien-
ten mit schweren dauerhaften funktionellen/strukturellen Schädigungen verbessern. Die Krankenkasse kann 
die medizinisch notwendigen Heilmittel auf Antrag der oder des Versicherten für mindestens ein Jahr ge-
nehmigen. 

Die Regelung legt fest, dass Menschen mit schweren dauerhaften funktionellen/strukturellen Schädigungen 
von ihrer gesetzlichen Krankenkasse eine Genehmigung von langfristigen Heilmittelbehandlungen bekom-
men können. Dieses Merkblatt gibt Hinweise zur Genehmigung des langfristigen Heilmittelbedarfs. 

B. Hintergrund und Zweck der Regelung 

1. Warum ist eine neue Regelung für Patientinnen und Patienten mit dauerhaftem Heilmittelbedarf
geschaffen worden?

Patientinnen und Patienten mit schweren dauerhaften funktionellen/strukturellen Schädigungen können 
in bestimmten Fällen dauerhaft Heilmittel wie Physikalische Therapie, Stimm- Sprech- und Sprachthe-
rapie- oder Ergotherapie benötigen. Sofern zur Erreichung des Therapieziels die im Heilmittelkatalog 
als Regel festgelegte Höchstzahl der Behandlungen nicht ausreicht, kann die Vertragsärztin oder der Ver-
tragsarzt eine Verordnung außerhalb des Regelfalls ausstellen. Diese Verordnungen unterliegen einem 
Genehmigungsvorbehalt durch die Krankenkasse; die Krankenkassen können aber auch auf den Geneh-
migungsvorbehalt verzichten (vgl. § 8 Abs. 4 HeilM-RL). 

Darüber hinaus haben Patientinnen und Patienten mit schweren dauerhaften funktionellen/strukturellen 
Schädigungen durch d ie Regelung des § 8 Abs. 5 HeilM-RL die Möglichkeit, medizinisch notwendige 
und dauerhaft benötigte Heilmittel für mindestens ein Jahr von ihrer Krankenkasse genehmigt zu bekom-
men. 

Die Vertragsärztin oder der Vertragsarzt kann im Rahmen des genehmigten langfristigen Heilmittelbe-
darfs Heilmittel entsprechend der HeilM-RL verordnen, ohne dass diese Gegenstand von Wirtschaftlich-
keitsprüfungen sind. 

1 Dieses Merkblatt nimmt Bezug auf die zwischen GKV-Spitzenverband und KBV vereinbarte Indikationsliste, die diesem Merkblatt 
anliegt. 
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C. Begünstigter Personenkreis 

2. Welcher Personenkreis kann die Heilmittelversorgung langfristig erhalten?
Menschen mit besonders schweren dauerhaften funktionellen/strukturellen Schädigungen haben die Mög-
lichkeit, eine langfristige Genehmigung für eine fortlaufende Heilmitteltherapie zu erhalten, wenn ein andau-
ernder Behandlungsbedarf mit Heilmitteln zu erwarten ist. Dieser langfristige Heilmittelbedarf besteht in der 
Regel bei Vorliegen der Diagnosen aus der anliegenden Liste. 

D. Antragsverfahren und Genehmigung 

3. Wie kann man die Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung erhalten?

a) Krankenkassen ohne individuelles Genehmigungsverfahren2: 
Stellt die Vertragsärztin oder der Vertragsarzt fest, dass bei der Patientin oder dem Patienten ein 
langfristiger Heilmittelbedarf bei Vorliegen einer in der Anlage gelisteten Diagnose besteht, kann 
die Patientin oder der Patient mit einer Verordnung der Vertragsärztin oder des Vertragsarztes die 
Heilmitteltherapie unmittelbar beginnen. Ein Antrag auf Genehmigung einer langfristigen 
Heilmittelbehandlung ist nicht erforderlich. 

b) Krankenkassen mit individuellem Genehmigungsverfahren3: 
Stellt die Vertragsärztin oder der Vertragsarzt fest, dass bei der Patientin oder dem Patienten ein 
langfristiger Heilmittelbedarf bei Vorliegen einer in der Anlage gelisteten Diagnose besteht, kann 
die Patientin oder Patient bei der Krankenkasse eine Genehmigung einer langfristigen Heilmittel-
behandlung beantragen. 

c) Antragsverfahren im Einzelfall bei nicht gelisteten Diagnosen:
Stellt die Vertragsärztin oder der Vertragsarzt fest, dass bei der Patientin oder dem Patienten ein 
langfristiger Heilmittelbedarf aufgrund einer nicht in der Anlage gelisteten Diagnose vorliegt, kann 
die Patientin oder der Patient bei der Krankenkasse eine Genehmigung einer notwendigen lang-
fristigen Heilmittelbehandlung beantragen. Eine Genehmigung kommt dann in Betracht, wenn 
Schwere und Dauerhaftigkeit der Schädigungen mit den in der Anlage aufgeführten Diagnosen 
vergleichbar ist. 

Der Antrag der Patientin oder des Patienten sollte Name, Anschrift, Versichertennummer, bekannte Diag-
nosen, Pflegestufe oder das Merkzeichen des Schwerbehindertenausweises enthalten. Weiter sollte der 
Zeitraum benannt werden, seit dem eine regelmäßige Heilmittelbehandlung in Anspruch genommen wird. 
Um der Krankenkasse die Einschätzung der medizinischen Situation zu erleichtern, können dem Antrag 
auf Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung weitere aussagekräftige Belege wie z. B. der 
Patientin oder dem Patienten vorliegende ärztliche Gutachten, Feststellungen der Pflegekasse oder Kran-
kenhausberichte beigelegt werden. 

Die Vertragsärztin oder der Vertragsarzt stellt eine Heilmittelverordnung mit medizinischer Begründung (wie 
Verordnung außerhalb des Regelfalls) aus. Diese Verordnung ist dem Antrag beizufügen. 

Die Krankenkassen entscheiden über die Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung innerhalb 
von vier Wochen; ansonsten gilt die Genehmigung nach Ablauf der Frist als erteilt. Da für eine qualifizierte 
Entscheidung jedoch die Prüfung der eingereichten Unterlagen und gegebenenfalls ein Gutachten des 
medizinischen Dienstes erforderlich ist, ist es möglich, dass eine Entscheidung nicht umgehend getroffen 
werden kann und ergänzende Informationen von der Krankenkasse bei der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller angefordert werden. In diesem Fall wird die Vier-Wochen-Frist so lange unterbrochen, bis die 
ergänzenden Informationen bei der Krankenkasse eingegangen sind. 

In der Zwischenzeit kann die Heilmittelerbringerin oder der Heilmittelerbringer die Therapie durchführen. 
Die Krankenkasse übernimmt die Kosten des Heilmittels gemäß der dem Antrag beigefügten Verordnung 
außerhalb des Regelfalls unabhängig vom Ergebnis der Entscheidung über den Genehmigungsantrag, 
längstens jedoch bis zum Zugang einer Entscheidung über die Ablehnung der Genehmigung. 

2 Die Krankenkasse informiert in geeigneter Weise über das gewählte Genehmigungsverfahren. 
3 Die Krankenkasse informiert in geeigneter Weise über das gewählte Genehmigungsverfahren. 
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4. Welche therapeutischen Maßnahmen umfassen die langfristigen Heilmittelversorgungen?

Die Genehmigung bezieht sich auf die verordnungsfähigen Heilmittel der Diagnosegruppe, die aus der dem 
Antrag beiliegenden ärztlichen Verordnung hervorgeht. Es gilt die Heilmittel-Richtlinie. 

5. Wie lange gilt eine Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung?

Die Krankenkasse legt die Dauer der Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung fest. Nach § 8 
Abs. 5 HeilM-RL soll der Genehmigungszeitraum mindestens ein Jahr umfassen. 

6. Sind trotz einer Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung weiterhin auch Verord-
nungen für einzelne Heilmittel erforderlich?

Die Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung nach § 8 Abs. 5 HeilM-RL ersetzt keine Heilmit-
telverordnung. Die verordnende Vertragsärztin oder der verordnende Vertragsarzt legt die Verordnungs-
menge so fest, dass mindestens eine ärztliche Untersuchung innerhalb von 12 Wochen gewährleistet ist. 
Auch bei Vorliegen einer Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung können die Heilmittel für 
einen Zeitraum von max. 12 Wochen verordnet werden. Die Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbe-
handlung stellt die Versicherten im Genehmigungszeitraum aber davon frei, sich die weiteren Verordnun-
gen von der Krankenkasse erneut genehmigen zu lassen. 

7. Bleibt eine Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung auch bei einem Vertrags-
arztwechsel gültig?

Eine Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung ist für einen Versicherten ausgestellt und nicht 
auf eine behandelnde Vertragsärztin oder einen behandelnden Vertragsarzt beschränkt. 

8. Bleibt eine Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung auch bei Kassenwechsel
gültig?

Die Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung hat keine Verbindlichkeit gegenüber einer neu-
en Krankenkasse. Bei einem Krankenkassenwechsel müssen betroffene Versicherte einen neuen Geneh-
migungsantrag stellen. 

9. Was passiert, wenn der Antrag auf Genehmigung einer langfristigen Heilmittelbehandlung ab-
gelehnt wird?

Sollte der Antrag nicht genehmigt werden, gelten die Regelungen der Heilmittel-Richtlinie (zu Erst- und 
Folgeverordnungen sowie Verordnungen außerhalb des Regelfalls) unverändert fort. 



Anlage zum Merkblatt des G-BA 
Vereinbarung über Praxisbesonderheiten nach § 84 Abs. 8 SGB V – Anlage 2: Liste über Diagnosen mit langfristigem Heilmittelbedarf im Sinne von § 32 Abs. 1a SGB V 

ICD-10 Diagnose 
Diagnosegruppe/Indikationsschlüssel 

   Physio-    
  therapie     

       Ergo-     
 therapie    

 Stimm-,Sprech-, 
 Sprachtherapie    

Erkrankungen des Nervensystems 
E74.0 
E75.0 
E76.0 

Glykogenspeicherkrankheiten (z.B. M. Pompe) 
GM2-Gangliosidose Inkl.: Sandhoff-Krankheit, Tay-Sachs-Krankheit 
Mukopolysaccharidose, Typ I Inkl.: Hurler-Scheie-Variante, Pfaundler-Hurler-Krankheit, Scheie-
Krankheit 

ZN1 / ZN2 
PN/ AT2 

WS2 / EX2 
EX3 / CS 

 SO1 

EN1 
SB1 

/ 
/ 

EN2 
SB7 

SC1 

F84.2 Rett-Syndrom ZN1 
WS2 
EX3 

/ 
/ 
/ 

ZN2 
EX2 
AT2 

PS1 
EN1 /  EN2 
SB1 / SB7 

SP1 / SC1 

G12.0 
G12.1 
G12.2 
G12.8 
G12.9 

Spinale Muskelatrophie und verwandte Syndrome  
Infantile spinale Muskelatrophie, Typ I [Typ Werdnig-Hoffmann] 
Sonstige vererbte spinale Muskelatrophie 
Motoneuron-Krankheit  
Sonstige spinale Muskelatrophien und verwandte Syndrome 
Spinale Muskelatrophie, nicht näher bezeichnet 

ZN1 / ZN2 EN3 / SB7 
SC1 

SP5 / SP6 

G20.2- Primäres Parkinson-Syndrom mit schwerster Beeinträchtigung 
(Stadium 5 nach Hoehn und Yahr) 

ZN2 EN2 SC1 / SP6 

Länger bestehende chronische inflammatorische demyelinisierende Polyneuropathie (CIPD) 
G61.8 Sonstige Polyneuritiden (nur CIPD) 

PN EN3 / EN4 

G71.0 Muskeldystrophie, z.B. Typ Duchenne 
ZN1 / ZN2 

EN1/ EN2 
SB7 

SC1 
SP6 

Infantile Zerebralparese 
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G80.0 Spastische tetraplegische Zerebralparese, Spastische quadriplegische Zerebralparese 
G80.1 Spastische diplegische Zerebralparese, Angeborene spastische Lähmung (zerebral), Spastische 

G80.2 
G80.3 

Zerebralparese o.n.A. 
Infantile hemiplegische Zerebralparese 
Dyskinetische Zerebralparese, Athetotische Zerebralparese, Dystone zerebrale Lähmung 

ZN1/ ZN2 EN1/ EN2 
SP1 / SP2 / 

SC1 
SP6 

G80.4 Ataktische Zerebralparese 
G80.8 Sonstige infantile Zerebralparese, Mischsyndrome der Zerebralparese 
G80.9 Infantile Zerebralparese, nicht näher bezeichnet, Zerebralparese o.n.A. 
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Anlage zum Merkblatt des G-BA 
Vereinbarung über Praxisbesonderheiten nach § 84 Abs. 8 SGB V – Anlage 2: Liste über Diagnosen mit langfristigem Heilmittelbedarf im Sinne von § 32 Abs. 1a SGB V 

ICD-10 Diagnose 
Diagnosegruppe/Indikationsschlüssel 

   Physio-      
  therapie      

     Ergo-     
 therapie    

 Stimm-,Sprech-, 
 Sprachtherapie   

Paraparese und Paraplegie, Tetraparese und Tetraplegie 
G82.0- Schlaffe Paraparese und Paraplegie 
G82.1- Spastische Paraparese und Paraplegie 
G82.2- Paraparese und Paraplegie, nicht näher bezeichnet 

Lähmung beider unterer Extremitäten o.n.A. 
Paraplegie (untere) o.n.A. 

ZN1 / ZN2 EN1 / EN2 

G82.3- Schlaffe Tetraparese und Tetraplegie 
G82.4- Spastische Tetraparese und Tetraplegie 
G82.5- Tetraparese und Tetraplegie, nicht näher bezeichnet 

Quadriplegie o.n.A. 
G93.1 Wachkoma (apallisches Syndrom, auch infolge Hypoxie) 
G93.80 ZN1 / ZN2 EN1 / EN2 SC1 

Enzephalozele 
Q01.0 
Q01.1 
Q01.2 
Q01.8 

Frontale Enzephalozele 
Nasofrontale Enzephalozele 
Okzipitale Enzephalozele 
Enzephalozele sonstiger Lokalisationen 

ZN1 / ZN2 
AT2 / SO1 

SO3 

EN1 / EN2  
EN3 

SC1 
SP1 / SP5 

SP6 

Q01.9 Enzephalozele, nicht näher bezeichnet 
Angeborener Hydrozephalus 

Q03.0 Fehlbildungen des Aquaeductus cerebri 
Q03.1 Atresie der Apertura mediana [Foramen Magendii] oder der Aperturae laterales [Foramina 

Luschkae] des vierten Ventrikels 

Q03.8 
Q03.9 

Dandy-Walker-Syndrom 
Sonstiger angeborener Hydrozephalus 
Angeborener Hydrozephalus, nicht näher bezeichnet 

ZN1 / ZN2 
AT2 / SO1 

SO3 

EN1 / EN2 
EN3 

 
SC1 

SP1 / SP5 
SP6 



Anlage zum Merkblatt des G-BA 
Vereinbarung über Praxisbesonderheiten nach § 84 Abs. 8 SGB V – Anlage 2: Liste über Diagnosen mit langfristigem Heilmittelbedarf im Sinne von § 32 Abs. 1a SGB V 

ICD-10 Diagnose 
Diagnosegruppe/Indikationsschlüssel 

   Physio-      
  therapie      

     Ergo-     
 therapie    

 Stimm-,Sprech-, 
 Sprachtherapie   

Sonstige angeborene Fehlbildungen des Gehirns 

Spina bifida  

Q04.0 Angeborene Fehlbildungen des Corpus callosum 
Q04.1 Arrhinenzephalie 
Q04.2 
Q04.3 
Q04.4 
Q04.5 

Holoprosenzephalie-Syndrom 
Sonstige Reduktionsdeformitäten des Gehirns 
Septooptische Dysplasie 
Megalenzephalie 

ZN1 / ZN2 
AT2 / SO1 

SO3 

EN1 / EN2  
EN3 

SC1 
SP1 / SP5 

SP6 

Q04.6 Angeborene Gehirnzysten 
Q04.8 Sonstige näher bezeichnete angeborene Fehlbildungen des Gehirns 
Q04.9 Angeborene Fehlbildung des Gehirns, nicht näher bezeichnet 

Q05.0 Zervikale Spina bifida mit Hydrozephalus  
Q05.1 Thorakale Spina bifida mit Hydrozephalus  
Q05.2 Lumbale Spina bifida mit Hydrozephalus; Lumbosakrale Spina bifida mit Hydrozephalus 
Q05.3 
Q05.4 
Q05.5 

Sakrale Spina bifida mit Hydrozephalus  
Nicht näher bezeichnete Spina bifida mit Hydrozephalus  
Zervikale Spina bifida ohne Hydrozephalus  

ZN1 / ZN2 
AT2 / SO1 

SO3 

EN1 / EN2  
EN3 

SC1 /  SP1 
SP5 / SP6 

Q05.6 Thorakale Spina bifida ohne Hydrozephalus  
Q05.7 Lumbale Spina bifida ohne Hydrozephalus; Lumbosakrale Spina bifida o.n.A. 
Q05.8 Sakrale Spina bifida ohne Hydrozephalus  
Q05.9 Spina bifida, nicht näher bezeichnet 

Sonstige angeborene Fehlbildungen des Rückenmarkes 
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Q06.0 Amyelie 
Q06.1 Hypoplasie und Dysplasie des Rückenmarks 
Q06.2 
Q06.3 
Q06.4 

Diastematomyelie 
Sonstige angeborene Fehlbildungen der Cauda equina 
Hydromyelie 

ZN1 / ZN2 
AT2 / SO1 

SO3 

EN1 / EN2 
EN3 

SP1 / SP5 / SP6 
SC1 

Q06.8 Sonstige näher bezeichnete angeborene Fehlbildungen des Rückenmarks 
Q06.9 Angeborene Fehlbildung des Rückenmarks, nicht näher bezeichnet
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Vereinbarung über Praxisbesonderheiten nach § 84 Abs. 8 SGB V – Anlage 2: Liste über Diagnosen mit langfristigem Heilmittelbedarf im Sinne von § 32 Abs. 1a SGB V 

ICD-10 Diagnose 
Diagnosegruppe/Indikationsschlüssel 

 Physio- 
 therapie 

   Ergo-   
 therapie 

 Stimm-,Sprech-, 
 Sprachtherapie 

Q87.4 Marfan-Syndrom WS2 
EX3 

/ 
/ 

EX2 
AT2 

SB1 / SB7 

T90.5 Folgen einer intrakraniellen Verletzung 

Folgen einer Verletzung, die unter S06.- klassifizierbar ist 

nicht umfasst: S06.0 Gehirnerschütterung
umfasst: S06.1 bis S06.9 

ZN1 / 
AT2 / 

ZN2 
SO3 

EN1 / EN2
SC1 

SP5 / SP6 

Hinweis: Folgen oder Spätfolgen, die ein Jahr oder länger nach der akuten Verletzung bestehen 

Erkrankungen der Wirbelsäule und am Skelettsystem 
Skoliose  über 20° nach Cobb bei Kindern bis zum 18. Lebensjahr 

M41.0- Idiopathische Skoliose beim Kind WS2 / EX4 SB1 
M41.1- Idiopathische Skoliose beim Jugendlichen 

Reduktionsdefekte der oberen Extremität  
(insbesondere in Folge von Contergan-Schädigungen) 

Q71.0 Angeborenes vollständiges Fehlen der oberen Extremität(en)  
Q71.1 Angeborenes Fehlen des Ober- und Unterarmes bei vorhandener Hand 
Q71.2 Angeborenes Fehlen sowohl des Unterarmes als auch der Hand  
Q71.3 
Q71.4 
Q71.5 
Q71.6 
Q71.8 
Q71.9 

Angeborenes Fehlen der Hand oder eines oder mehrerer Finger  
Longitudinaler Reduktionsdefekt des Radius  
Longitudinaler Reduktionsdefekt der Ulna  
Spalthand  
Sonstige Reduktionsdefekte der oberen Extremität(en)  
Reduktionsdefekt der oberen Extremität, nicht näher bezeichnet 

CS / AT2 / PN 
WS2 / EX2 
EX3 / ZN2 
GE / LY2  

 SO1 / SO2  
SO3 / SO4  

SB3 
SP5 
RE1 

/ 
/ 

SP6 
RE2 

Reduktionsdefekte der unteren Extremität  

(insbesondere in Folge von  Contergan-Schädigungen) 
Q72.0 Angeborenes vollständiges Fehlen der unteren Extremität(en)  
Q72.1 Angeborenes Fehlen des Ober- und Unterschenkels bei vorhandenem Fuß 
Q72.2 Angeborenes Fehlen sowohl des Unterschenkels als auch des Fußes  
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ICD-10 Diagnose 
Diagnosegruppe/Indikationsschlüssel 

 Physio- 
 therapie 

   Ergo-   
 therapie 

 Stimm-,Sprech-, 
 Sprachtherapie 

Q72.3 Angeborenes Fehlen des Fußes oder einer oder mehrerer Zehen  
Q72.4 Longitudinaler Reduktionsdefekt des Femurs  
Q72.5 Longitudinaler Reduktionsdefekt der Tibia  
Q72.6 Longitudinaler Reduktionsdefekt der Fibula  
Q72.7 Spaltfuß  
Q72.8 Sonstige Reduktionsdefekte der unteren Extremität(en)  
Q72.9 Reduktionsdefekt der unteren Extremität, nicht näher bezeichnet 

Reduktionsdefekte nicht näher bezeichneter Extremitäten  
(insbesondere in Folge von Contergan-Schädigungen) 

Q73.0 Angeborenes Fehlen nicht näher bezeichneter Extremität(en)  
Q73.1 Phokomelie nicht näher bezeichneter Extremität(en)  
Q73.8 Sonstige Reduktionsdefekte nicht näher bezeichneter Extremität(en) 

Q74.3 Arthrogryposis multiplex congenita 
EX3 / EX4 SB5 

Erkrankungen des Lymphsystems 
I89.0 Elephantiasis 

LY2 

C00-C97 Bösartige Neubildungen nach OP / Radiatio 
• Mammakarzinom
• Mailgnome Kopf/Hals LY3 
• Malignome des kleinen Beckens

Q82.0 Hereditäres Lymphödem LY2 
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Störungen der Sprache und des Gehörs 
Gaumenspalte mit Lippenspalte 

Q37.0 Spalte des harten Gaumens mit beidseitiger Lippenspalte 
Q37.1 Spalte des harten Gaumens mit einseitiger Lippenspalte 
Q37.2 Spalte des weichen Gaumens mit beidseitiger Lippenspalte 
Q37.3 
Q37.4 

Spalte des weichen Gaumens mit einseitiger Lippenspalte 
Spalte des harten und des weichen Gaumens mit beidseitiger Lippenspalte 

SP3/SF 

Q37.5 Spalte des harten und des weichen Gaumens mit einseitiger Lippenspalte 
Q37.8 Gaumenspalte, nicht näher bezeichnet, mit beidseitiger Lippenspalte 
Q37.9 Gaumenspalte, nicht näher bezeichnet, mit einseitiger Lippenspalte 

Entwicklungsstörungen 
Tiefgreifende Entwicklungsstörungen 

F84.0 frühkindlicher Autismus 
F84.1 Atypischer Autismus 
F84.3 
F84.4 

Andere desintegrative Störung des Kindesalters 
Überaktive Störung mit Intelligenzminderung und Bewegungsstereotypien 

ZN1 / ZN2 EN1 / PS1 SP1 

F84.5 Asperger-Syndrom 
F84.8 Sonstige tief greifende Entwicklungsstörungen 

Down-Syndrom 
Q90.0 
Q90.1 
Q90.2 

Trisomie 21, meiotische Non-disjunction 
Trisomie 21, Mosaik (mitotische Non-disjunction) 
Trisomie 21, Translokation 

ZN1 / ZN2 EN1 
SP1 / SP3 

SC1 
/ RE1 

Q90.9 Down-Syndrom, nicht näher bezeichnet 
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Edwards-Syndrom und Patau-Syndrom 
Q91.0 Trisomie 18, meiotische Non-disjunction 
Q91.1 Trisomie 18, Mosaik (mitotische Non-disjunction) 
Q91.2 Trisomie 18, Translokation 
Q91.3 Edwards-Syndrom, nicht näher bezeichnet ZN1/ ZN2 EN1 SP1 
Q91.4 Trisomie 13, meiotische Non-disjunction 
Q91.5 Trisomie 13, Mosaik (mitotische Non-disjunction) 
Q91.6 Trisomie 13, Translokation 
Q91.7 Patau-Syndrom, nicht näher bezeichnet 

Turner Syndrom 
Q96.0 Karyotyp 45,X 
Q96.1 Karyotyp 46,X iso (Xq) 
Q96.2 Karyotyp 46,X mit Gonosomenanomalie, ausgenommen iso (Xq) 
Q96.3 Mosaik, 45,X/46,XX oder 45,X/46,XY ZN1/ ZN2 EN1 SP1 
Q96.4 Mosaik, 45,X/sonstige Zelllinie(n) mit Gonosomenanomalie 
Q96.8 Sonstige Varianten des Turner-Syndroms 
Q96.9 Turner-Syndrom, nicht näher bezeichnet 

Störungen der Atmung 
E84.9 Zystische Fibrose (Mukoviszidose) 

AT3 
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